
Gemeinde Feldafing 
 

 
 
 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung  
 

des Bau-, Verkehrs- und Umweltausschusses 
 

vom 17.01.2017 im Sitzungssaal des Rathauses 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende:  19:25 Uhr 
 
Anwesend waren: 
 
Vorsitz:  Bernhard Sontheim, 1. Bürgermeister 
Schriftführer: Petra Spreen 
 

Bergfeld, Karin   

Hansel, Günter   

Himmelstoß, Roger 3. Bürgermeister  

Klug, Eva   

Stängl, Johanna   

Gleichenstein, Tino Freiherr von   

Schmid, Imke Ortsteilbeauftragte GH  

 
 
Abwesend waren: 
 

Maier, Anton 2. Bürgermeister  

Schultheiß, Nandl   

 
Die Gemeinderäte waren ordnungsgemäß geladen. Beschlussfähigkeit liegt vor. 
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Tagesordnung: 
 
1. 

 
Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Bau-, Verkehrs- und 
Umweltausschusses vom 13.12.2016 

 
2. 

 
Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans für die Fl.Nr. 439/8, Gemarkung Feldafing 

 
3. 

 
Antrag auf Baugenehmigung, Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung und 
Carport, Wettersteinstraße 27, Fl.Nr. 462/21 

 
4. 

 
Antrag auf Baugenehmigung, Neubau von Sanitäranlagen mit Regenschutz, Fl.Nr. 1075 

 
5. 

 
TEKTUR zum Antrag auf Baugenehmigung, Neubau eines Einfamilienhauses,  
Höhenbergstr. 7a, Fl.Nr. 218/33 

 
6. 

 
TEKTUR zum Antrag auf Baugenehmigung, Neubau von zwei Einfamilienwohnhäusern, 
Am Gallerberg 6, Fl.Nr. 578/3 

 
7. 

 
Antrag auf Vorbescheid; Neubau von Einfamilien- bzw. Zweifamilienhäusern;  
Thurn-und-Taxis-Str. 29, Fl.Nr. 235/8 

 
8. 

 
Voranfrage zum Neubau von zwei Dachgauben; Wieling 23a, Fl.Nr. 731/9 

 
9. 

 
Bekanntgaben / Sonstiges 
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TOP 1 Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Bau-, 
Verkehrs- und Umweltausschusses vom 13.12.2016 

 
 
 
Gegen die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Bau-, Verkehrs- und 
Umweltausschusses vom 13.12.16 werden keine Einwendungen vorgebracht.  
 
Abst.Ergebn.:      7 für 
      0 gegen den Beschluss 
 
 
 

TOP 2 Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans für die Fl.Nr. 439/8, 
Gemarkung Feldafing 

 
 
Sachverhalt: 
Am 20.09.2016 hat der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss über einen Bauantrag zum 
Neubau einer Doppelhaushälfte mit Garage auf dem Grundstück Aumillerstraße 12, Fl.Nr. 
439/8 beraten und das gemeindliche Einvernehmen erteilt.  
 
Das Landratsamt teilte uns mit Schreiben vom 04.01.2017 mit, dass das Bauvorhaben in 
seiner geplanten Form nicht genehmigungsfähig ist, da die Vorschriften des 
Abstandsflächenrechts nicht eigehalten werden: 
 
Durch den Anbau, dessen First 2,30 m bzw. 2,80 m höher geplant ist als das Bestandgebäude, 
entsteht zum einen ein Gebäuderücksprung auf der FINr. 439/7 der Gemarkung Feldafing mit 
einer Breite von 2,00 m (siehe Anlage 1, Kopie aus Eingabeplan) und zum anderen ein 
Höhenversatz (siehe Anlage 2, Kopie aus Eingabeplan). Im Zusammenspiel mit dem geplanten, 
wesentlich höheren Anbau und dem Gebäuderücksprung entsteht ein Missverhältnis der beiden 
Häuser, welches nach unserer Auffassung nicht vertretbar ist. Der verhältnismäßig hohe Neubau 
stellt durch seine dominierenden Außenmaße das Bestandsgebäude in den Schatten, sodass es 
sich nicht mehr um ein Doppelhaus handelt. 
 
Da die Eigentümer der anderen Doppelhaushälfte Fl.Nr. 439/7 derzeit nicht neu bauen möchten 
und für einen zeitgerechten Neubau eine gewisse Erhöhung des Bauköpers erforderlich ist, stellt 
der Grundstückseigentümer einen Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans.   
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss beschließt die Aufstellung eines 
Bebauungsplans für den Bereich Fl.Nr. 439/8 im vereinfachten Verfahren. Die Verwaltung 
wird mit der Durchführung des Verfahrens beauftragt. Mit dem Antragsteller ist ein 
städtebaulicher Vertrag über die Kostentragung zu schließen. 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
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TOP 3 Antrag auf Baugenehmigung, Neubau eines Einfamilienhauses mit 
Einliegerwohnung und Carport, Wettersteinstraße 27, Fl.Nr. 462/21 

 
 
Sachverhalt: 
Das Grundstück Wettersteinstraße 27, Fl.Nr. 462/21 liegt im Bereich eines einfachen 
Bebauungsplans und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen. Ein Vorhaben ist zulässig, wenn es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 
gesichert ist. 
 
Die neuen Eigentümer des Anwesens Wettersteinstraße 27 planen den Abriss des 
bestehenden Wohnhauses und den Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung 
und Doppelcarport.  
Als Dachform ist ein geringgeneigtes Walmdach mit einer Dachneigung von 2° geplant. Die 
Firsthöhe beträgt 6,76 m. Insgesamt sollen zwei Vollgeschosse errichtet werden. 
Die Einliegerwohnung befindet sich im Keller und ist durch eine Außentreppe an der 
Südostseite zu erreichen. Damit der Wohnraum Tageslicht erhält wird an der Südwestseite 
ein Teilbereich abgegraben.   
Bei einer Grundstücksgröße von 796 m² ergibt sich bei einer überbauten Fläche von 114 m² 
eine GRZ von 0,14.  
   
An der Nordwestseite des Grundstücks entsteht ein Doppelcarport mit den Maßen 5,30 m x 
6,30 m und einem angrenzendem Geräteraum (3,80 m x 3,49 m). 
 
Für die Beurteilung des Bauantrags ist die umliegende Bebauung maßgebend. Das 
Nachbargebäude mit einem Pultdach und einer Wandhöhe von bis zu 7,5 m weist eine GRZ 
von 0,15 auf.  
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss erteilt das gemeindliche Einvernehmen zum 
Neubau eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung auf Fl.Nr. 462/21. 
 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
 

 
 
 

TOP 4 Antrag auf Baugenehmigung, Neubau von Sanitäranlagen mit Regenschutz, 
Fl.Nr. 1075 

 
 
Sachverhalt: 
Das Grundstück Fl.Nr. 1075 befindet sich im Landschaftsschutzgebiet und ist ein 
Naturdenkmal.  
  
Der Antragsteller plant, am Ende des Golfplatzes, kurz vor Garatshausen, die Errichtung 
einer Sanitäranlage mit Holzfassade und einem gering geneigten Satteldach.  
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Die Grundfläche des Gebäudes beträgt 7,27 m x 2,55 m, die Wandhöhe 2,84 m und die 
Firsthöhe 3,67 m.  
Im Gebäude soll eine Damen- und eine Herrentoilette mit jeweils 2,88 m² sowie ein 
Technikraum mit 1,81 m² errichtet werden.  
Des Weiteren ist ein Regenunterstand mit Blitzschutz und einer Größe von 5,92 m² geplant, 
da das Clubhaus knapp 2 Kilometer entfernt liegt.  
 
Der Standort wurde bereits mit dem Kreisbauamt und der unteren Naturschutzbehörde 
abgestimmt. Auch die Schlösser und Seenverwaltung hat dem Bauvorhaben zugestimmt.  
 
Aus Sicht der Verwaltung sollte das gemeindliche Einvernehmen erteilt werden. 
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss erteilt das gemeindliche Einvernehmen zum 
Neubau von Sanitäranlagen mit Regenschutz.    
 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
 

 
 

TOP 5 TEKTUR zum Antrag auf Baugenehmigung, Neubau eines 
Einfamilienhauses, Höhenbergstr. 7a, Fl.Nr. 218/33 

 
 
Sachverhalt: 
Mit Bescheid vom 22.01.2016 (40-B-2015-676-6) hat das LRA Starnberg den Bauantrag zum 
Neubau eines Einfamilienhauses genehmigt. Im Zuge der Baumaßnahme wurde durch den 
Baukontrolleur des LRA Starnberg vor Ort festgestellt, dass eine Einliegerwohnung  
planabweichend zur Baugenehmigung gebaut wurde.  
Von dem Bauherrn wurde daher ein Tekturantrag eingereicht. 
 
Die Einliegerwohnung liegt im EG und im UG außerdem hat sie einen eigenen Zugang von 
Norden. Im Erdgeschoss wurde im östlichen Teil des Hauses eine Trennwand eingezogen. 
Durch eine zusätzlich eingebaute interne Treppe gelangt man ins Untergeschoss, indem sich 
das Schlafzimmer befindet. Um im Schlafzimmer Tageslicht zu erhalten wurden an der Nord-
Ost-Ecke des Hauses Abgrabungen vorgenommen.  
 
Die Lage und die Gebäudeabmessungen sind unverändert. Die erforderlichen 2 Stellplätze 
werden nachgewiesen. Ein Stellplatz in der Garage und ein offener Stellplatz neben der 
Eingangstür zum Wohnhaus. 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss erteilt das gemeindliche Einvernehmen zum Bau 
einer Einliegerwohnung im Einfamilienhaus, Höhenbergstr. 7a, Fl.Nr. 218/33. 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
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TOP 6 TEKTUR zum Antrag auf Baugenehmigung, Neubau von zwei 
Einfamilienwohnhäusern, Am Gallerberg 6, Fl.Nr. 578/3 

 
 
Sachverhalt: 
Bei einer Baukontrolle im November 2016 hat das Landratsamt Starnberg festgestellt, dass 
im Zuge der Bauausführung folgende Anlagen planabweichend gebaut wurden.  
 
Garage: 
Entgegen der ursprünglichen Genehmigung wurde die Garage um ca. 60 cm höher errichtet.  
Das Gelände in dem Bereich wurde aufgeschüttet.  
Stützmauer Nordseite: 
Aufgrund der Geländetopographie wurde eine Stützmauer mit einer Höhe von 3,96 m  und 
eine Treppenanlage an der Nordseite erstellt. 
Diese beiden Punkte sind in dem Tekturantrag dargestellt.  
 
Des Weiteren wurde die Terrasse abweichend zur Baugenehmigung erweitert und die 
Stützmauer entlang der Zufahrt zur Garage höher errichtet. Dies ist im vorliegenden Antrag 
nicht dargestellt. 
  
Im Rahmen einer Ortsbesichtigung mit der Bauaufsicht des Landratsamtes Starnberg konnte 
festgestellt werden, dass sich alle Abweichungen zu dem oberen Gebäude nach §34 BauGB 
einfügen, sodass hierfür das gemeindliche Einvernehmen erteilt werden kann.      
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss erteilt das Einvernehmen zu dem vorliegenden 
Tekturantrag. 
 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 4 
Gegen den Beschluss: 3 
 

 
 

TOP 7 Antrag auf Vorbescheid; Neubau von Einfamilien- bzw. 
Zweifamilienhäusern; Thurn-und-Taxis-Str. 29, Fl.Nr. 235/8 

 
 
Sachverhalt: 
Das Grundstück befindet sich im Bereich des Bebauungsplans Nr. 76 „Zwischen 
Pschorrstraße und Trendelstraße II“, der sich derzeit in Aufstellung befindet und für den eine 
Veränderungssperre erlassen wurde. Im Flächennutzungsplan ist das Grundstück als locker 
bebaute stark durchgrünte Baufläche und als WR (reines Wohngebiet) ausgewiesen. 
Es wurden insgesamt 4 Varianten eingereicht. 
 
Variante 1  
Das Bestandsgebäude an der Nordwestseite des Grundstücks mit Satteldach, 2 
Vollgeschossen und einem ausgebauten Dachgeschoss bleibt bestehen.  
Es ist geplant, das Grundstück zu teilen und an der Südostseite zur Trendelstraße ein 
zweites Gebäude mit einem Satteldach, 2 Vollgeschossen und einem ausgebauten 
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Dachgeschoss zu errichten. Die Wandhöhe beträgt 6 m und die Firsthöhe 11,50 m. Bei einer 
Grundstücksgröße von 1.113,76 m² ergibt sich bei einer überbauten Fläche von 176 m² (16 
m x 11 m) eine GRZ von 0,16 und eine GFZ von 0,32. 
Die Abmessungen der Garage betragen 6m x 3m.  
 
Variante 2 
Die Antragsteller planen, den Abriss des Bestandsgebäudes und den Neubau von zwei 
Wohnhäusern mit einer Wandhöhe von 6 m, einer Firsthöhe von 11,5 m, einem Satteldach, 2 
Vollgeschossen und einem ausgebauten Dachgeschoss. Die Abmessungen betragen 16 m x 
11m. Durch die Teilung des Grundstücks ergibt sich bei beiden Grundstücken eine GRZ von 
0,16 und eine GFZ von 0,32. Die Garagen sind mit den Abmessungen 6 m x 3m geplant.  
Die Gebäude unterscheiden sich lediglich in der Firstausrichtung (Nord/Süd bzw. West/Ost).  
 
Variante 3 
Es ist geplant, das Bestandsgebäude abzureißen und durch den Neubau eines größeren 
Einfamilienhauses mit einem Satteldach, 2 Vollgeschossen und einem ausgebauten 
Dachgeschoss zu ersetzten. Die Wandhöhe beträgt 6 m und die Firsthöhe 11,50 m. Bei einer 
Grundstücksgröße von 2.202,64 m² ergibt sich bei einer überbauten Fläche von 352 m² 
(22 m x 16 m) eine GRZ von 0,16 und eine GFZ von 0,32.   
Die Abmessungen der Garage betragen 6m x 3m.  
 
Variante 4 
Die Antragsteller planen, den Abriss des Bestandsgebäudes und den Neubau von 2 
Doppelhäusern mit einer Wandhöhe von 6 m, einer Firsthöhe von 11,5 m, einem Satteldach, 
2 Vollgeschossen und einem ausgebauten Dachgeschoss. Die Abmessungen betragen je 
Doppelhaushälfte 8 m x 11m. Durch die Teilung des Grundstücks ergibt sich bei allen vier 
Grundstücken eine GRZ von 0,15 - 0,16 und eine GFZ von 0,31 – 0,33. Es sind vier Garagen 
mit den Abmessungen 6 m x 3 m geplant. 
 
Die Variante 4 entspricht nicht den Planungszielen der Veränderungssperre – Vermeidung 
von kleinteiligen Parzellierungen, punktueller Verdichtung, sowohl hinsichtlich der Baumasse 
als auch der Anzahl der Wohnungen.  
 
Für das angrenzende Grundstück Fl.Nr. 235/10 wurde breites im Jahr 2015 eine Ausnahme 
der Veränderungssperre für den Neubau eines Wohngebäudes mit einer GRZ von 0,17 
erteilt. Die Wandhöhe beträgt 9,77 m und die Firsthöhe 11,94 m. 
 
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss erteilt das gemeindliche Einvernehmen und eine 
Ausnahme der Veränderungssperre für die Varianten 1 - 3.  
Für die Variante 4 wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt.  
Die Variante 3 wird vom Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss bevorzugt.  
 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
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TOP 8 Voranfrage zum Neubau von zwei Dachgauben; Wieling 23a, Fl.Nr. 731/9 

 
 
Sachverhalt: 
Das Grundstück Fl.Nr. 731/9 liegt im Innenbereich und ist nach §34 BauGB zu beurteilen.  
 
Der Antragsteller plant, an der Nord- und Südseite des Bestandsgebäudes den Einbau je 
einer Schleppgaube, um Platz für ein zusätzliches Kinderzimmer zu schaffen.  
Die Gauben sind mit einer Breite von 3,5 m geplant, das entspricht 1/3 der Dachbreite. Das 
Satteldach des Hauses hat eine Dachneigung von 25°. Die Dachneigung der Gaube 
beträgt 5°.  
 
In der umliegenden Bebauung sind bereits Dachgauben vorhanden, jedoch nicht in dieser 
Größe.  
 
Aus Sicht der Verwaltung sollte der Antragsteller das Vorhaben überdenken. Aufgrund der 
geringen Dachneigung wäre eine Wiederkehr städtebaulich eher vertretbar.   
 
 
 
Beschluss:  
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss stellt das gemeindliche Einvernehmen zum 
Neubau von zwei Dachgauben vorerst nicht in Aussicht. Es wird empfohlen aufgrund der 
geringen Dachneigung eine Wiederkehr einzubauen. 
 
 
 
 

Anwesend: 7 
Für den Beschluss: 7 
Gegen den Beschluss: 0 
 

 
 
 
 

TOP 9 Bekanntgaben / Sonstiges 

 
 
 
 
 
 
 

Gefertigt: 
 
 
 
Petra Spreen 

   Genehmigt: 
 
 
 
Bernhard Sontheim 
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